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Veranstaltungsüberblick

Am 16. September 2015 fand im Haus der Kirche – Drei-
königskirche die Fachkonferenz der LSVfS (LandesSeni-
orenVertretung für Sachsen e. V.) zum Thema „Kommu-
ne und Lebensperspektive im Alter“ statt. 
Kooperationspartner der Veranstaltung waren das BKS 
(Bildungswerk für Kommunalpolitik Sachsen e. V.) und 
die SLfG (Sächsische Landesvereinigung für Gesund-
heitsförderung e. V.). Stephan Koesling, Geschäftsfüh-
rer der Sächsischen Landesvereinigung für Gesundheits-
förderung e. V., moderierte die Fachkonferenz.

Nach der Eröffnung der Tagung durch Christel Demm-
ler, Vorsitzende der LSVfS, und einem Grußwort von Dr. 
Judith Oexle, Referatsleiterin „Ältere Menschen, Pfle-
geversicherung“ im Sächsischen Staatsministerium für 
Soziales und Verbraucherschutz, folgte der Fachvortrag 
von Dr. Frank Berner, Deutsches Zentrum für Altersfra-
gen, zum Thema „Der Siebte Altenbericht und Anfor-
derungen an Kommune und Gesellschaft“. Besonders 
die Idee der „sorgenden Gemeinschaft“ stand im Mit-
telpunkt seiner Betrachtungen.
Anschließend berichtete Alexandra Brylok vom Verband 
Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e. V. im Rah-
men ihres Vortrags „Sicherung im Alter durch integra-
tive Versorgungs- und Dienstleistungsnetzwerke“ sehr 
praxisorientiert vom Projekt „Chemnitz+ – Zukunftsre-
gion lebenswert gestalten“.
Am Nachmittag machte Claudia Schöne, AOK PLUS, im 
Vortrag „Bessere Pflege im Pflegestärkungsgesetz I und 
im Pflegenetz Sachsen“ besonders auf Gesetzesände-
rungen aus dem Jahr 2015 aufmerksam.
Gerd Künzel, Vizepräsident des DRK-Landesverbandes 
Brandenburg e. V., betonte in seinem Vortrag „Ganz-
heitliche Pflege am Menschen orientieren – neuer Pfle-
gebedürftigkeitsbegriff und Neuordnung von Teilhabe 
und Pflege“, dass der Mensch im Mittelpunkt der Be-

trachtungen steht und ein funktionsfähiges Hilfenetz 
mit berufsgerechter Ordnung (Cure and Care) etabliert 
werden muss.
Darüber hinaus standen der kollegiale Austausch und 
fachliche Dialog im Mittelpunkt der Fachtagung. Die 
70 Teilnehmerinnen und Teilnehmer hatten die Mög-
lichkeit, im Rahmen des World Cafés ihre Vorstellungen 
und Wünsche für die Lebensperspektive im Alter an sie-
ben Thementischen in kleinen Gruppen zu diskutieren 
und zu formulieren.

Folgende Themen wurden beleuchtet:

	 Thementisch 1: 
	 Wohnen und Wohnumfeld im Alter
	 Thementisch 2: 
	 Mobilität
	 Thementisch 3: 
	 Bildung
	 Thementisch 4: 
	 Pflege in der Unterstützung durch die Kommu-

ne, niedrigschwellige Angebote
	 Thementisch 5: 
	 Hospiz- und Palliativversorgung
	 Thementisch 6: 
	 Gesundheitliche Versorgung, Gesundheitsförde-

rung und Prävention
	 Thementisch 7: 
	 Soziale und politische Teilhabe, Ehrenamt

Abschließend berichteten drei Referenten von ihren Pra-
xisbeispielen zum Thema „Eigen- und Mitverantwor-
tung der Senioren für Lebensqualität – vom Reden zum 
Tun“. Hier wurden z. B. der Seniorengemeinschaftsgar-
ten der Volkssolidarität Dresden und die „Arbeitsgruppe 
Senioren Zwickau“ vorgestellt.
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Einführung/Begrüßung

Sehr geehrte Abgeordnete des Sächsischen Landtages,
sehr geehrte Frau Dr. Oexle,
sehr geehrte Vertreter sächsischer Kommunen,
sehr geehrte Referenten und Moderatoren unserer Fachkonferenz,
sehr geehrte Vertreter der Seniorenvertretungen, -beiräte und -räte,
sehr geehrte Seniorenbeauftragte,
sehr geehrte Gäste!

Im Namen des Vorstandes der LandesSeniorenVertretung für Sachsen e. V. möchte ich Sie herzlich zu unserer Fach-
konferenz begrüßen. 
Ich gehe davon aus, dass Sie mit gewissen Erwartungen gekommen sind und hoffe, dass diese weitestgehend er-
füllt werden.

Wir wenden uns einem Thema zu, dass einen großen Teil der Bevölkerung auf unterschiedliche Weise betrifft. Mit 
dem Fortschreiten des demografischen Wandels wird es immer dringender, sich darauf auf den vielfältigsten Gebie-
ten des Lebens einzustellen.

Mit unserer heutigen Fachkonferenz wollen wir Anregungen geben, Prozesse in Gang bringen und mit Sicherheit 
Antworten auf die Frage „Wie kann eine Kommune ältere Menschen unterstützen, möglichst lange selbstständig zu 
sein?“ finden. Die Aufgaben der Kommunen in der demografischen Situation sind, alle Möglichkeiten für ein gesun-
des und aktives Altern durch Prävention und Gesundheitsförderung zu schaffen und die Rahmenbedingungen dazu 
bereitzustellen. Auch mit zunehmendem Alter, mit Multimorbidität, Hinfälligkeit und letztendlich Pflegebedürftig-
keit muss die Autonomie und damit die Lebensqualität weitgehend erhalten bleiben.

Die Seniorenvertretungen spielen in diesem Prozess eine große Rolle. Wichtig ist, dass sie die politische Einflussnah-
me in ihren Kommunen verstärken. Zum Erhalt und zur Stärkung der Autonomie im Alter, zum Verbleib in der eige-
nen Häuslichkeit, auch bei der Pflege, müssen alle Akteure – die politische Entscheidungsebene, die Krankenkassen, 
ambulante Pflegedienste, Vereine und Verbände, die Wohnungswirtschaft und die Senioren – selbstverantwortlich 
zusammenarbeiten.

Auf diesem Weg wollen wir heute einige Schritte weitergehen. Dazu wünsche ich uns viel Erfolg.

Christel Demmler
Vorsitzende der LandesSeniorenVertretung für Sachsen e. V.
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Grußwort

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Kommune und Lebensperspektive im Alter – das Tagungsthema ist hochaktuell, denn die Frage: Wie will und wie 
kann ich im Alter leben?, entscheidet sich vor Ort, in der Gemeinde oder in der Stadt. Welche Perspektiven kann 
ich mir erschließen, wie kann ich kommunizieren, welche Möglichkeiten des Engagements habe ich, wo treffe ich 
Freunde, aber auch – wer hilft mir, an wen kann ich mich wenden, wenn ich krank bin? Daher ist auch die Altenhil-
fe eine primär, kommunale Aufgabe. 

Der Freistaat unterstützt die kommunalen Aktivitäten mit niederschwelligen Programmen, die subsidiär ausgelegt 
sind und die Selbsthilfe stärken. Es gibt Programme, die fördern wir zu 95 Prozent oder gar 100 Prozent. Denn die-
se haben das Ziel, Beratung und Entlastung und Betreuung von Pflegebedürftigen zu stärken. Wir wollen das nicht 
zentral regeln, denn die Bedarfe im ländlichen Raum sind andere als in den großen Städten. 

Diese Broschüre zeigt die Ergebnisse der Fachkonferenz „Kommune und Lebensperspektive im Alter“. Ich wünsche 
Ihnen eine interessante Lektüre und gute Ideen für Ihre Projekte vor Ort.

Ihre Barbara Klepsch 
Staatsministerin für Soziales und Verbraucherschutz
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Vortrag
Der Siebte Altenbericht –  
Anforderungen an Kommune und Gesellschaft
Dr. Frank Berner 
DZA Deutsches Zentrum für Altersfragen, Leiter der Geschäftsstelle für die Altenberichte 

Die Bundesregierung ist verpflichtet, dem Deutschen 
Bundestag einmal pro Legislaturperiode einen Bericht 
über die Lage der älteren Menschen in Deutschland (Al-
tenbericht) vorzulegen. Der Siebte Altenbericht mit dem 
Titel „Sorge und Mitverantwortung in der Kommune. 
Aufbau und Sicherung zukunftsfähiger Gemeinschaf-
ten“ dreht sich um eine lokale Politik mit älteren und für 
ältere Menschen. Dabei wird herausgearbeitet, welchen 
Beitrag Kommunen und andere Akteure der lokalen Po-
litik leisten können, um die soziale, politische und kul-
turelle Teilhabe und eine selbstbestimmte und möglichst 
lange selbstständige Lebensführung alter Menschen si-
cherzustellen. Der Siebte Altenbericht wird voraussicht-
lich im zweiten Quartal 2016 veröffentlicht. 

Im Mittelpunkt des Siebten Altenberichts steht die Dis-
kussion dreier Handlungsfelder einer lokalen Politik mit 
älteren und für ältere Menschen, die für das Leben im 
Alter eine entscheidende Rolle spielen: die gesundheit-
liche Versorgung, Sorge und Pflege sowie Wohnen und 
Wohnumfeld. 

Im Verständnis der Siebten Altenberichtskommissi-
on umfasst gesundheitliche Versorgung weit mehr als 
medizinische Versorgung und die Behandlungen von 
Krankheiten: Es geht vielmehr auch darum, Teilhabe-
chancen vorzuhalten und eine selbst- und mitverant-
wortliche Lebensführung bis ins hohe Alter hinein zu 
sichern. Dementsprechend werden neben der medizini-
schen Versorgung auch die Bereiche der Gesundheits-
förderung, Prävention, Rehabilitation und Palliation the-
matisiert. 

Im Siebten Altenbericht wird ein teilhabeorientiertes 
Verständnis von Pflege entwickelt, bei dem Pflege pri-
mär der Sicherung von Selbstbestimmung und Teilhabe 
dient. Dabei wird Pflege in den Kontext von Sorge ge-
stellt. Sorge und Pflege werden nicht als zwei neben-
einanderstehende Handlungsbereiche verstanden, viel-
mehr ist eine sorgende Haltung in der Pflege sowohl für 
professionelle Pflegekräfte als auch für pflegende Ange-
hörige, den Freundeskreis, die Nachbarschaft oder frei-
willig Engagierte relevant. Weil Sorgestrukturen wohn-
ortnah und unter Berücksichtigung der regionalen und 
kommunalen Rahmenbedingungen gestaltet sein müs-

sen, wird im Siebten Altenbericht erörtert, wie die Rol-
le der Kommune in der Pflege gestärkt werden könn-
te und unter welchen Voraussetzungen die Kommunen 
welche Beiträge zum Aufbau wohnortnaher Sorgestruk-
turen leisten können. 

Eine nachhaltige lokale Wohnpolitik für ältere Menschen 
umfasst mehrere Bereiche, die im Siebten Altenbericht 
ausführlich besprochen werden. Da ist zunächst die Be-
zahlbarkeit des Wohnens im Alter, die für immer mehr 
Menschen ein Anlass zur Sorge ist. Weiter zeigen Ana-
lysen, dass deutlich zu wenige Wohnungen barrierearm 
und damit altengerecht gestaltet sind. Auch die vielfälti-
gen Möglichkeiten alltagsunterstützender Technik (Am-
bient Assisted Living, AAL) werden bislang nur zu einem 
Bruchteil genutzt, auch weil noch keine angemesse-
nen Finanzierungsmodelle entwickelt wurden. Mobili-
tät wird im Siebten Altenbericht nicht nur als Fortbewe-
gung von einem Ort zum anderen, sondern vor allem 
in ihrer Bedeutung für soziale Teilhabe und den sozi-
alen Austausch alter Menschen untersucht. Dieser As-
pekt von Mobilität und Erreichbarkeit ist eng verbunden 

Dr. Frank Berner
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mit dem Ziel, die sozialen Beziehungen der Menschen 
in den Sozialräumen zu verbessern. Im Hinblick hierauf 
wird im Siebten Altenbericht der Frage nachgegangen, 
wie Kommunen in den Stadtteilen, Quartieren, Dörfern 
und Siedlungen den sozialen Austausch fördern, nach-
barschaftliche Beziehungen beleben und damit die Rah-
menbedingungen für informelle Unterstützung und Hil-
fe für ältere Menschen verbessern können.

Der Siebte Altenbericht trägt den Untertitel „Aufbau 
und Sicherung zukunftsfähiger Gemeinschaften“ als 
Zielformulierung für eine lokale Politik mit älteren und 
für ältere Menschen. Mehr noch als der Begriff „Ge-
meinschaft“ oder als der derzeit viel beachtete Begriff 
„sorgende Gemeinschaften“ sind in den Analysen der 
Siebten Altenberichtskommission allerdings die Begrif-
fe „Netzwerk“ und „Vernetzung“ leitend. Vor allem bei 
der Analyse der drei oben genannten Handlungsfelder 
(gesundheitliche Versorgung, Sorge und Pflege sowie 
Wohnen und Wohnumfeld) wird immer wieder auf die 
große Bedeutung von Netzwerken verwiesen. Je nach 
Kontext sind dabei sehr unterschiedliche Netzwerk- 
oder Kooperationsstrukturen gemeint: Es geht um for-
melle oder informelle Netzwerke, um Netzwerke über 
verschiedene Ebenen der Politik hinweg (Politikverflech-

tung im Föderalismus), um die Kooperation zwischen 
Kommunen, um die Abstimmung und Arbeitsteilung 
zwischen den verschiedenen Ressorts innerhalb der 
kommunalen Verwaltung, um die Koproduktion von 
Leistungen der Daseinsvorsorge im Zusammenwirken 
verschiedener Akteure sowie um die sozialen Netzwer-
ke alter Menschen.
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Vortrag 
Sicherung im Alter durch integrative Versorgungs- und Dienst-
leistungsnetzwerke
Alexandra Brylok
Verband Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e. V. (VSWG), Referentin Soziales und Projekte

Die Gesundheits- und Dienstleistungsregion Chemnitz+ 
(GDR C+) stellt die Wohnung und das Wohnumfeld in 
einem ganzheitlichen Zielgruppen- und Akteursüber-
greifenden Denkansatz in das Zentrum ihres Konzeptes. 
In der vertrauten häuslichen Umgebung selbstbestimmt 
alt zu werden und (weiter) dort leben zu können, bil-
det den Mittelpunkt von Chemnitz+. Durch die Zusam-
menarbeit der Wohnungswirtschaft mit interdisziplinä-
ren Akteuren aus der Sozial- und Gesundheitswirtschaft, 
Politik, sonstigen Dienstleistungsbereichen, Wissen-
schaft, Finanzierung, Verbänden und Interessensvertre-
tungen u. v. a. m. im Quartier als auch der Region wer-
den neuartige Lösungen für eine zukunftsgewandte 
gesundheitliche, mobile und soziale Versorgung in einer 
alternden Gesellschaft umgesetzt. Eine umfassende Dar-
stellung der Partner finden Sie auf www.zukunftsregion-
sachsen.de. Das Gesamtziel von Chemnitz+ ist somit die 
Entwicklung, Erprobung sowie Evaluation einer Imple-
mentierungsstrategie zur „integrativen Versorgung“ der 
Menschen in der Modell-Region „Mittleres Sachsen“ mit 
unterstützenden und aktivierenden, am individuellen Be-
darf ausgerichteten Gesundheits- und Dienstleistungs-
angeboten für ein langes und selbstbestimmtes Leben 
innerhalb und im Umfeld ihres gewohnten Wohnumfel-
des. Die Wohnung und das Wohnquartier werden durch 
die Vernetzung relevanter Akteure und deren intelligen-
ten Anbindung an den städtischen und ländlichen Le-
bensraum zum Gesundheitsstandort weiterentwickelt.

Die entstehenden bzw. weiterzuentwickelnden Versor-
gungs- und Dienstleistungs-Netzwerke für ein selbstbe-
stimmtes Leben verfolgen vier übergreifende Teilziele, 
die in vier Projektsäulen mit verschiedenen Forschungs-
fragen und Umsetzungen aufgegriffen und bearbeitet 
werden:

	 Befähigung: Sensibilisierung und Befähigung rele-
vanter Akteure der GDR C+ durch vernetzte Informa-
tions- und Kommunikationsstrukturen vor Ort.

	 Teilhabe: Entwicklung, Gestaltung und Implemen-
tierung von Dienstleistungen in Serviceketten zur 
Erhaltung und Sicherung der sozialen Teilhabe und 
physischen Mobilität der Menschen in der GDR C+.

	 Begleitung: Entwicklung von innovativen Ansätzen 
zur Begleitung und Unterstützung des selbstständi-

gen Lebens in der bestehenden Wohnung und Wohn
umgebung und optimale Begleitung von erkrankten 
Menschen bei Übergängen zwischen Versorgung im 
Krankenhaus und Häuslichkeit.

	 Unterstützung: Bauliche und technische Optimie-
rung der Wohnung, sodass ein selbstbestimmtes und 
gesundes Leben zu Hause möglich wird.

Erste Umsetzungen im Rahmen der Projektsäule Teilha-
be sind z. B. das Frühwarnsystem und der Soziale Haus-
meister.

Frühwarnsystem des Seniorensozialdienstes der 
Stadt Chemnitz

Das Frühwarnsystem soll das soziale Umfeld von „Men-
schen in Notlagen oder Vereinsamung“ sensibilisieren 
und Schnittstellen zu Multiplikatoren eruieren, die das 
Frühwarnsystem in die Öffentlichkeit tragen. Hierzu 
wurden in einer systematisierten Vorgehensweise durch 
das Sozialamt Chemnitz folgende Handlungsschritte 
konzeptioniert und umgesetzt. In einer Recherche er-

Alexandra Brylok
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folgte die Befragung von potenziellen Kooperations-
partnern (z. B. Medizinischer Dienst der Krankenkassen, 
Pflegedienste, Ärzte, Behörden...) nach bestimmten 
Kernfragen:

	 Wo stellen Sie Hilfebedarf fest? 
	 Wie gehen Sie damit um?
	 Was ist der mögliche Hilfebedarf? 

Diese wurden dokumentiert und ausgewertet als Ori-
entierungshilfe für das weitere Vorgehen. Daraus erga-
ben sich klar definierbare Gefährdungssymptome (z. B. 
Tod des Lebenspartners, Wegzug der Herkunftsfamilie, 
körperliche Einschränkungen, psychische Erkrankungen 
...) und entsprechende Anlaufstellen. In einem ersten 
Schritt wurde bereits ein Teil dieser Kontakt- und An-
laufstellen (z. B. Wohnungswirtschaft, Polizei, Vermie-
ter, Ärzte, Behörden…) sowie die allgemeine Öffent-
lichkeit mit Vorträgen und Schulungen sensibilisiert und 
informiert. Hierzu wurden zwei Handreichungen ent-
wickelt. Zum einen eine Checkliste zur „Situationsein-
schätzung der Hilfebedürftigkeit älterer Bürger“ als Hil-
festellung für die Institutionen, um als Multiplikator zu 
wirken und Hilfeketten über den Seniorensozialdienst 
einzuleiten. Zum anderen ein Informationsblatt „Was 
kann der Seniorensozialdienst für Sie tun?“, welches 
in einer breit angelegten Öffentlichkeitsarbeit und über 
die Netzwerkpartner gestreut wird.

Wichtig ist jetzt, die Netzwerkarbeit mit Partnern, um 
das initiierte Frühwarnsystem weiterzuentwickeln und 
zu evaluieren. Ziele und Aufgaben sind so klar definiert: 

	 Bürger und Kontaktpartner nehmen frühzeitig Perso-
nen in schwierigen Lebenslagen wahr.

	 Sie können „informieren“ und / oder „weitervermit-
teln“.

	 Es findet ein professioneller Umgang mit der Thema-
tik statt.

	 Fallmanagement und Vernetzung dient der Erarbei-
tung von Handlungsstrategien.

	 Verantwortlichkeit ist definiert und beugt damit Pro-
blemdelegation vor.

	 Unterstützung von Betroffenen, „Tätern“ und den 
„Anzeigenden“ findet parallel statt.

„Wichtig ist es, dass etwas in Gang kommt, bevor 
das Kind in den Brunnen gefallen ist.“ Das Teilpro-
jekt „Frühwarnsystem“ ist also ein vorbeugendes Pro-
jekt im Sinne der Primärprävention zum frühzeitigen Er-
kennen von Störungen oder negativen Entwicklungen 
im Leben älterer Menschen. Berücksichtigt werden da-
bei vielfältige Einflüsse und Risikofaktoren im gesund-
heitlichen und sozialen Bereich. 

Der Soziale Hausmeister

Das Konzept wurde von der Chemnitzer Siedlungsge-
meinschaft eG entwickelt. Als Kooperationspartner 
konnte das SFZ Förderzentrum gGmbH gewonnen wer-
den. Die zwei wesentlichsten Aspekte (Qualifizierung 
und Finanzierung) des Konzeptes „Sozialer Hausmeis-
ter“ werden stetig im Projekt Chemnitz+ weiterentwi-
ckelt und evaluiert.

Seit 2014 ist der Soziale Hausmeister mit seinem Mops 
John-Paul im Flemminggebiet unterwegs. In den ers-
ten Monaten des Pilotprojektes konnte Herr Feuerhack 
bereits vielen Bewohnern des Flemminggebietes unter-
stützend zur Seite stehen und bei Bedarf Hilfe organisie-
ren. Er sieht sich wie folgt: „Ich verstehe mich als Mittler 
zwischen Bewohnern und Akteuren, habe ein offenes 
Ohr für die Anliegen und Anregungen oder Probleme 
meiner Gesprächspartner. Mir ist es wichtig, dass die Al-
tendorfer wissen, welche Hilfen vor Ort vorhanden sind, 
z. B. wenn es darum geht, möglichst lange selbststän-
dig und selbstbestimmend in den eigenen vier Wänden 
wohnen zu können.“

Der Soziale Hausmeister ist eine Kontakt- und Vertrau-
ensperson im Wohngebiet, die im Alltag vor allem Fa-
milien und Senioren bei Kleinigkeiten zur Seite steht, 
als auch in schwierigen Situationen berät und weitere 
Hilfen vermittelt. Der enge Kontakt zum Seniorensozial-
dienst der Stadt Chemnitz, sozialen Dienstleistern, Ver-
mietern sowie Bewohnern (bspw. Nachbarn) und Ak-
teuren obliegt dem Sozialen Hausmeister. Er gestaltet 
das Netzwerk und baut enge Strukturen für zu unter-
stützende Personen auf.  

Dafür gibt es eine Vielzahl von Unterstützungsangebo-
ten. Das kann z. B. eine vertraute Person, die hin und 
wieder vorbeischaut, eine Hilfe beim Einkauf oder bei 
Arztbesuchen oder auch die Vermittlung von Pflegeleis-
tungen sein, um ein Wohnen in den eigenen  vier Wän-
den so lange wie möglich zu ermöglichen. 
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Vortrag
Bessere Pflege im Pflegestärkungsgesetz I 
und im Pflegenetz Sachsen
Claudia Schöne
AOK PLUS  -  Die Gesundheitskasse für Sachsen und Thüringen, Fachbereichsleiterin, Bereich Pflegeleistungen

Wer pflegebedürftig wird, muss Kosten und Risiken 
nicht ganz allein tragen. Dafür sorgt die gesetzliche 
Pflegeversicherung.

Pflegebedürftig kann jeder werden – im hohen Alter, 
aber auch in jungen Jahren, z. B. durch einen Unfall. Die 
meisten Menschen möchten dann weiterhin in ihrer ver-
trauten Umgebung bleiben. Die Pflegeversicherung hilft 
ihnen dabei.

Anspruch auf Leistungen der Pflegeversicherung haben 
alle, die wegen einer körperlichen, geistigen oder seeli-
schen Krankheit oder Behinderung bei den regelmäßig 
wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens 
auf Dauer – voraussichtlich aber für mindestens sechs 
Monate – in erheblichem oder höherem Maße der Hil-
fe bedürfen.

Je nach Schweregrad der Pflegebedürftigkeit berech-
net sich die Höhe der Leistungen. Bei einem Hausbe-
such stellt ein Gutachter des Medizinischen Dienstes der 
Krankenkassen den Grad der Pflegebedürftigkeit und 
damit die entsprechende Pflegestufe fest.

Die Pflegekasse übernimmt Leistungen für die häusli-
che und stationäre Pflege. Wird der Pflegebedürftige zu 
Hause gepflegt, kann er zwischen Pflegegeld und Pfle-
gesachleistungen wählen. Beides kann auch miteinan-
der kombiniert werden.

Zusätzlich zum Pflegegeld oder Pflegesachleistungen 
können weitere Leistungen beantragt werden, wie z. B. 
Tages- und Nachtpflege, Kurzzeit- und Verhinderungs-
pflege oder niedrigschwellige Betreuungs- und Entlas-
tungsangebote.

Ist eine häusliche Pflege nicht mehr möglich, über-
nimmt die Pflegekasse die Kosten für die pflegerische 
Versorgung, die medizinische Behandlungspflege sowie 
für die soziale Betreuung in einem Pflegeheim.

Um die vielfältigen Leistungen der Pflegeversicherung 
kennen und nutzen zu können, gibt es die Pflegebe-
ratung. Sie erleichtert Angehörigen die Organisation 
der Versorgung des Pflegebedürftigen. Professionelle 
Pflegeberater helfen ihnen bei der Auswahl und Inan-
spruchnahme der passenden Sozialleistungen. Sie er-
fassen den Hilfebedarf und erstellen einen individuellen 
Versorgungsplan.

Für die Pflegeberater ist es besonders wichtig, neben 
den Leistungen der Pflegeversicherung auch alle ande-
ren Angebote zur Unterstützung in der Versorgung von 
Pflegebedürftigen zu kennen. Eine gute Grundlage für 
den Austausch und die Informationen rund um die Pfle-
ge in der Region ist das PflegeNetz Sachsen. Die Arbeit 
im PflegeNetz richtet sich an den Zielen und Inhalten 
der Kooperationsvereinbarung zur Weiterentwicklung 

Claudia Schöne
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der pflegerischen Versorgungsstruktur im Freistaat 
Sachsen aus. Grundauftrag ist dabei die Sicherstellung 
einer vernetzten Pflegeberatung, die den Betroffenen 
helfen soll, eine direkte, schnelle, umfassende und trä-
gerübergreifende Beratung und Unterstützung in pfle-
gefachlichen Fragen in Anspruch zu nehmen.

Weitere Informationen zu den Leistungen der Pflegever-
sicherung finden Sie im Internet unter www.aokplus-
online.de oder zum PflegeNetz unter www.pflegenetz.
sachsen.de.
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Vortrag 
Ganzheitliche Pflege am Menschen orientieren – neuer Pflege-
bedürftigkeitsbegriff und Neuordnung von Teilhabe und Pflege
Gerd Künzel 
Vizepräsident des DRK-Landesverbandes Brandenburg e. V.

1. Pflegestärkungsgesetz:
Das 1. Pflegestärkungsgesetz hat die Leistungen für 
Pflegebedürftige sowie ihre Angehörigen spürbar aus-
geweitet. So wurden z. B. die Unterstützungsangebo-
te für die Pflege zu Hause erweitert und die Zahl der 
zusätzlichen Betreuungskräfte in stationären Pflegeein-
richtungen erhöht. Zudem wurde ein Pflegevorsorge-
fonds eingerichtet. 

2. Pflegestärkungsgesetz:
Mit dem 2. Pflegestärkungsgesetz werden der neue 
Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein neues Begutach-
tungsverfahren eingeführt. Die bisherige Unterschei-
dung zwischen Pflegebedürftigen mit körperlichen Ein-
schränkungen und Demenzkranken wird wegfallen. Im 
Zentrum steht der individuelle Unterstützungsbedarf je-
des Einzelnen. 

Reformkonzept von Künzel, Klie und Hoberg
(Quelle: Aufsatz zum Thema von Gerd Künzel, Thomas 
Klie und Rolf Hoberg)
Die alltäglichen Probleme, mit denen alte, behinderte 
und pflegebedürftige Menschen zu kämpfen haben, 
lassen sich – angesichts des demografischen und sozi-
alen Wandels – allein mit einer Weiterentwicklung der 
Pflegeversicherung nicht lösen. Der Grund liegt im ge-
gliederten System der sozialen Sicherung: Die Versor-
gung von Menschen mit Pflegebedarf ist segmentiert in 
Leistungen der gesundheitlichen, hauswirtschaftlichen 
und pflegerischen Unterstützung sowie der sozialen 
Teilhabe. Die gesetzlichen Leistungsansprüche verteilen 
sich weithin unabgestimmt 

	 auf die Pflegeversicherung mit einem Teilleistungsan-
spruch bei Pflegebedürftigkeit,

	 auf die Krankenversicherung mit einem umfassenden 
Sachleistungsanspruch bei Krankheit und Behinde-
rung, 

	 die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen mit 
Leistungen zur Teilhabe als steuerfinanzierter An-
spruch, der zum Teil nach Bedürftigkeitskriterien ein-
gelöst wird, und

	 auf freiwillige kommunale Leistungen und die Ge-
staltung des örtlichen Umfeldes, die ein Pflegesetting 
häufig erst „rund“ machen.

Diese Leistungsvielfalt ist für die betroffenen Menschen 
gerade in komplexen Fällen oftmals nicht überschaubar 
und hat gerade bei hohem Hilfebedarf zur Folge, dass 
notwendige Leistungen zum Teil gar nicht oder häufig 
zu spät und unkoordiniert nebeneinander erbracht wer-
den. 

Neben der Verbindung von Pflege und Teilhabe muss 
die Reform auch das Zusammenspiel gesundheitlicher 
und pflegerischer Leistungen umfassen. Das Reform-
konzept von Künzel, Klie und Hoberg hat daher, über 
die Reform des Begriffs hinaus, mehrere Elemente, die 
ihre Durchschlagskraft erst im Zusammenwirken der Be-
standteile erreichen. Es sind dies:

1.	Die Neubestimmung der Schnittstellen zwischen Pfle-
geversicherung, Krankenversicherung und steuerfi-
nanzierten Teilhabeleistungen (Eingliederungshilfe) 
mithilfe der Abgrenzung von Cure- und Carebe-
standteilen in der Lebenswelt der Pflege.

Gerd Künzel
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2.	Die Versorgung von Menschen mit Pflegebedarf in 
dem gegliederten System der sozialen Sicherung 
kennt Leistungen der gesundheitlichen, hauswirt-
schaftlichen, pflegerischen Unterstützung und sozia-
len TEILHABE. Als CURE werden medizinische, pflege-
rische und therapeutische Maßnahmen verstanden, 
die von professionellen Akteuren im Gesundheitswe-
sen zur Prävention, Kuration, Rehabilitation und Palli-
ation angeboten, geleistet und verantwortet werden. 

	
	 Zu CARE zählen alle Formen der Sorge und Versor-

gung, die für den Lebensalltag erforderlich sind – 
personenbezogene Leistungen zur unterstützenden 
Alltagsgestaltung, hauswirtschaftlichen Basisversor-
gung, Grundpflege und Förderung der sozialen Teil-
habe. 

	 CURE-Leistungen liegen im GKV-Bereich (Gesetzli-
che Krankenversicherung), die CARE-Leistungen sind 
der Pflegeversicherung und ergänzend einem Bun-
desleistungsgesetz bzw. der Sozialhilfe zuzuordnen. 
Während CURE-Leistungen stärker den begleitenden 
und fachlich steuernden Aspekt einbeziehen, sollen 
CARE-Leistungen konsequent auf die Ressourcensi-
tuation der jeweiligen Haushalte ausgerichtet wer-
den, primär die Sorgefähigkeit erhalten und qualifi-
zieren, sie jedoch nicht ersetzen.

3.	Änderungen der Finanzierungstechniken, die die neu 
gezogenen Schnittstellen unterstützen und die ent-
sprechenden Anpassungen des Leistungsrechts.

	 Zugeordnet werden: 

	 CURE-Leistungen: zur Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV) (unabhängig vom Leistungsort)

-	 Sachleistungsprinzip mit Vollfinanzierung, ergänzt 
durch die Finanzierung von Leistungen zur Steue-
rung (fachpflegerische Versorgungs- und Hilfepla-
nung, Anleitung, Monitoring, Aushandlung)

	 CARE-Leistungen: zur Pflegeversicherung
-	 Sachleistungsbudgets: Leistungen können indivi-

duell und flexibel eingesetzt werden 
-	 Steuerung durch Beratung und Versorgungspla-

nung
-	 ein hoher Unterstützungsbedarf wird  leistungs-

rechtlich besser ausgestattet  

4.	Die Schaffung von gesetzlichen Grundlagen für die 
Durchsetzung einer integrierten Steuerung vor Ort, 
die von den Kommunen im Zusammenwirken mit 
den anderen Beteiligten moderiert wird.

Ein Hilfesystem muss den Defiziten begegnen, die sei-
ne Effizienz unterlaufen. Die Mängel, um die es derzeit 
in der Praxis geht, zeigen sich in den Bereichen Auf-
merksamkeit (für den Pflegeverlauf), Abklärung und 
Koordination. CURE und CARE brauchen daher leis-
tungsträgerübergreifend sowohl ein neues Begutach-
tungswesen als auch eine Infrastruktur für den Aufbau 
von Care- und Case-Management. 

Quelle: Klie, Hoberg, Künzel „Strukturreform Pflege und Teilhabe“

Steuerung des
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Wohnen und Wohnumfeld im Alter

Dagmar Socher
Projektkoordinatorin „Karmant“ 
(koordiniertes Quartiersmanagement im ländlichen Raum, Landkreis Meißen)

Wie wohne ich/oder möchte ich im Alter wohnen?

Die sieben Teilnehmerinnen und Teilnehmer unserer Dis-
kussionsrunde möchten auch im Alter in ihren eigenen 
vier Wänden und im vertrauten Wohnumfeld wohnen 
bleiben.
Dabei besteht der Wunsch, die Wohnung selbst und mit 
einfachen Hilfsmitteln altersfreundlich zu gestalten. Das 
Wohnumfeld und Quartier sollte altersfreundlich gestal-
tet sein mit Nahversorgung, Gesundheits- und Freizeit-
einrichtungen und einem breiten Angebot an haushalts-
nahen Dienstleistungen. Im Falle von Betreuungs- oder 
Pflegebedürftigkeit werden eine ambulante Versorgung 
und niedrigschwellige Betreuungsangebote gewünscht.

Welche Wohnmöglichkeiten im Alter gibt es?
 
Wenn ein Wegzug aus der angestammten Wohnung 
notwendig ist, dann bevorzugt in eine neue barriere-
freie und bezahlbare Wohnung oder in betreutes Woh-
nen.

 
Wohnen  

mit Service

 
Wohnen  

wie zu Hause

Wohnungs- 
anpassung

Service bei Bedarf

Dienstleistungen

ambulante Pflege

Wohnen 
zu Hause

Wohnen 
in Gemeinschaft

Senioren- 
Wohn- 

gemeinschaften

stationäre 
Pflege- 

einrichtung

betreutes Wohnen

betreutes Wohnen
zu Hause

Service bei Bedarf

Generationen- 
Wohnen

Demenz- 
wohngruppen

Wohnen in 
Gastfamilien

Was brauchen wir zukünftig?

	 Wohnberatung für Wohnungsanpassungsmaßnah-
	 men
	 barrierefreien/altersgerechten sozialen Wohnungs-

bau
	 betreutes Wohnen
	 Wohngemeinschaften für Menschen mit Demenz
	 Tagespflegeangebote besonders auch im ländlichen 

Raum
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Wohnqualität Soziale Netzwerke Quartier Dienstleistung
Betreuung

  ausreichende Größe
  Balkon / Freibereich
  Barrierefreiheit
  bezahlbar

  gegen Vereinsamung
  gemeinsame 
   Alltagsgestaltung
  gemeinsame 
   Freizeitgestaltung
  Geselligkeit

  Wohnangebote
  Wohnumfeld
  Infrastruktur
  ÖPNV
  Dienstleistungs-
   angebote
  Freizeit- und 
   Kulturangebote

  für Menschen mit 
   Unterstützungsbedarf
  für Menschen mit 
   Pflegebedarf
  Unterstützung 
   pflegender Angehöriger
  Aufbau und Pflege ei-
   nes Netzwerkes ehren-
   amtlich Tätiger

Angebote erhalten, fördern, nutzen

Quartierkonzepte: Nahversorgung, Mobilität, Freizeit

niedrigschwellige Angebote,  
für jeden erreichbar und erschwinglich

Worauf kommt es an?

Wohnenbleiben ermöglichen
Generationengerecht planen bzw. altersgerecht sanieren

Welche Teilnehmer diskutierten an unserem Tisch? 

	 ehrenamtlich engagierte Seniorinnen und Senioren
	 Leiterin eines niedrigschwelligen Versorgungsange-

botes
	 Geschäftsführer einer Wohnungsgenossenschaft aus 

der Lausitz, die mit altersgerechtem und preiswertem 
Wohnraum in landschaftlich reizvoller Gegend 	sach-
senweit werben
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Mobilität

Klaus Kummer
Seniorenbeirat Dresden, Stadtplaner a. D.

Die Zusammensetzung  der Tischrunde ergab sowohl 
durch die unterschiedlichen Herkunftsorte wie auch 
die verschiedenen Tätigkeiten der Mitglieder eine in-
teressante Mischung. In lebhafter Diskussion wurden 
die diversen eigenen Erfahrungen mit den unterschied-
lichsten Problemen dargelegt – letztlich viele ähnlich kri-
tische Positionen. Das unterstreicht die Bedeutung der 
Thematik und den dringenden Handlungsbedarf. 

Die Mobilität im Alter ist ebenso vielfältig wie bei den 
Jüngeren, nur die Anteile der verschiedenen Fortbewe-
gungsarten verschieben sich, vor allem aufgrund der bei 
vielen Älteren eintretenden Mobilitätseinschränkungen 
(die Hälfte der Behinderten sind Senioren – Rollatorflot-
te). Die Altersarmut hat ebenso Auswirkungen wie die 
vor allem bei Hochaltrigen teilweise abnehmende Fähig-
keit, selbstständig mobil sein zu können. 

Statt mit dem eigenen Auto oder Fahrrad zu fahren, 
muss zunehmend Bahn oder Bus genutzt werden, z. T. 
mit Begleitdienst. Auch die Notwendigkeit, gefahren zu 
werden, nimmt zu – ob mit „Familientaxe“, Nachbarn, 
Freunden oder Dienstleistern. Aber es gibt auch mehr 
fitte Senioren mit Rad.

Aufgrund des stark begrenzten Zeitfonds konzentrier-
ten wir uns vor allem auf den Fußverkehr und die Geh-
wege. 

Wie ist die Situation?

	 Zufußgehen ist DIE primäre, natürliche Fortbe-
wegungsart, existenziell und ganzjährig alternativ-
los sowie kostenlos und umweltschonend

	 alle Einwohner – von Jung bis Alt – sind Fußgän-
ger, zumindest zeitweise auch Autofahrer, Radfahrer, 
ÖPNV-Nutzer

	 Senioren sind mit Bus und Bahn, per Rad, per Auto, 
vor allem aber auch stark zunehmend zu Fuß unter-
wegs – entsprechend des wachsenden Anteils älterer 
Menschen vermehrt mit Rollator, Rollstuhl, Geh-
hilfen, Langstock, Einkaufsshopper

	 tagtägliche Schwierigkeiten der Fußgänger we-
gen mangelhafter oder fehlender Gehwege oder di-
verser Hindernisse – im ganzen Stadtgebiet bis 

zum Stadtrand, auch dort leben Senioren und Be-
hinderte 

	 über den z. T. mangelhaften Zustand der Geh-
wege wird viel geklagt, aber es gibt nur wenige 
Beschwerden bei Verwaltung und Politik, viele  Be-
troffene resignieren oder sind zu schwach, sich zu 
wehren

Was machen wir bereits?

	 Mitwirkung in themenrelevanten Gremien (z. B. AG 
ÖPNV für alle), Mitarbeit an Stellungnahmen, Ver-
kehrskonzepten usw.

	 individuell: Teilnahme an Mobilitätstraining mit 
Rollator – körperliche Fitness steigern

	 Barrierefreiheit – zunehmende Berücksichtigung 
bei Straßenbaumaßnahmen, Instandsetzungen und 
Neubau von Gehwegen

	 „Holperpflaster“ - eine Dokumentation der Schwie-
rigkeiten durch grobes Pflaster auf Basis einer „Selbst-
erfahrung“ mit Rollstuhl und Rollator (Seniorenbeirat 
Dresden).

	 Positive Konsequenz: Überarbeitung des „Gestal-
tungshandbuches öffentlicher Raum der Landes-
hauptstadt Dresden“, um den Einsatz von Holper-
pflaster weitgehend einzuschränken
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Was brauchen wir zukünftig? 

	 der Fußverkehr und die Barrierefreiheit sind in 
der Verkehrsplanung und im Verkehrsbau prinzipi-
ell gleichberechtigt zu berücksichtigen – dazu nötig 
die erforderliche Akzeptanz und Sensibilität bei Ent-
scheidungsträgern, Planern und Ausführenden

	 statt Holperpflaster prinzipiell alle Wege barrie-
refrei, d. h. mit erschütterungsfreien Oberflächen 
– auch in Denkmalschutzgebieten (dafür Natur-
steinpflasterungen mit ebenen Oberflächen) – keine 
„Tabuzonen“ mehr wegen mangelhafter Gehwege – 
Teilhabe statt Ausgrenzung

	 Forderung an den Denkmalschutz: In historischen 
Bereichen adäquate ausreichende, durchgängige und 
vorschriftsgemäße Beleuchtung aller Gehwege 
(keine dusteren Nostalgieleuchten)

	 wesentlich mehr sichere Überquerungsanlagen 
für Fußgänger erforderlich

Mögliche erste Schritte / Maßnahmen

	 nicht nur meckern, sondern Mängel der Verwaltung 
melden – per Post, online – dazu ein unkompliziertes, 
bürgerfreundliches Beschwerdemanagement

	 Bildung eines Interessenverbundes Fußverkehr genera-
tionenübergreifend durch Vertreter aller Betroffenen 

	 Unterstützung der Verwaltung durch (geschulte) Eh-
renamtliche bei der Erfassung von Schadensstellen 
(permanenter Verschleiß)

 

Ergebnisse / Fazit

	 Mobilität generationenübergreifend barrierefrei be-
trachten und gestalten

	 erforderlich ist ein Bewusstseinswandel aller am 
Prozess Beteiligter in Politik, Verwaltung, Planung, 
Bauausführung

	 Sensibilisierung aller beteiligten Akteure durch 
„Selbsterfahrungen“ mit Rollator, Rollstuhl und 
Langstock sowie dem „Altersanzug“

	 die knappen Mittel im Wegebau bedarfsgerecht in-
vestieren, d. h. barrierefrei und fußgängerfreundlich 
bauen

 	 gemäß des Anteiles des Fußverkehrs von ca. 25 % 
auch ein Viertel der finanziellen Mittel für Geh-
wege, um den enormen Nachholebedarf abzubauen    

	 die angemahnten Maßnahmen bringen Verbesse-
rungen für alle Bürger und die Touristen

	 um zu ermöglichen, dass alte Menschen solange wie 
möglich in der eigenen Wohnung wohnen bleiben 
können, ist es erforderlich, die Gehwege im ge-
samten Stadtgebiet entsprechend zu qualifizie-
ren – und auch im Winter funktionsfähig zu halten
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Bildung

Prof. Alexander Andreeff
Seniorenakademie Dresden 
Autorin: Kerstin Schnepel
Sächsische Landesvereinigung für Gesundheitsförderung e. V.

Ein chinesisches Sprichwort: 
„Willst Du für ein Jahr voraus planen, so baue Reis an. 
Willst Du für ein Jahrzehnt vorausplanen, so pflanze 
Bäume. Willst Du für ein Jahrhundert planen, so bilde 
Menschen.“

Der Thementisch Bildung wurde von Herrn Prof. Alex-
ander Andreeff angeboten, um Wünsche und Vorstel-
lungen für eine Bildung im Alter zu formulieren. Auch 
wenn eine rege Diskussion aufgrund einer Nichtinan-
spruchnahme des Thementisches ausblieb, wurden fol-
gende Thesen und Vorstellungen formuliert:

Die Leitfragen „Was brauchen wir?“ und „Was machen 
wir?“ wurden anhand der drei Thesen beantwortet: 

Drei Thesen: 

1. These: 
	 Ohne eine relativ hohe Bildung ist eine demokrati-

sche Staatsform dem Untergang geweiht.
2.	These: 
	 Bildung ist die Fähigkeit, die Welt und die Gesell-

schaft zu verstehen und sie mitzugestalten.
3.	These: 
	 Die Demokratie als vorherrschende Staatsform in den 

entwickelten Ländern funktioniert nur, wenn der Bür-
ger über eine gute Urteilskompetenz verfügt. 

Folgende Anregungen und Gestaltungsideen wurden 
zur Leitfrage „Was brauchen wir?“ notiert:

Aktive Kommunalverwaltung 
(z. B. Erstellung von Dorfbiographien, um Verbunden-
heit der Menschen zum Wohnort und Wissen festzu-
halten) 

Altersgerechte Informationsvermittlung 
(Schnelligkeit in Wort und Bild reduzieren, Beispiel Ra-
dio, Fernsehen) 

Bildungsangebote zur Vorbereitung auf den Ru-
hestand in die Arbeitgeberstruktur installieren, um die  
Gestaltung des „Ruhestandes“ zu ermöglichen.

Der Bildungsbedarf 
wird in den kommenden Jahren steigen, da die Genera-
tion der eher jüngeren Senioren bildungsgewohnter ist 

Neue Kommunikationskultur 
durch die elektronischen Medien, die krankheitsbeding-
te Mobilitätseinschränkungen überwinden und kom-
pensieren. Dafür Strukturen schaffen z. B. „Internet-Ca-
fés für Senioren“ 
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Kommunikationszentren und -orte 
erhalten und pflegen (z. B. Tante-Emma-Läden, Biblio-
theken)

Bildungsangebote für Senioren 
nach der Berufsphase anbieten (breites Themenspekt-
rum und vielfältige Angebotsstrukturen) 

Altersgerechte Kulturangebote 
(Kino, Musik etc.), um Vereinsamung in den Wohnun-
gen vorzubeugen

Hilfe zur Teilhabe 
(z. B. Bank, Bahn) 

„Was machen wir?“

Wir verfügen über Bildungsangebote der Kirchge-
meinden (z. B. Seniorentreffs), Begegnungsstätten und  
Volkshochschulen, unterschiedlicher Streuung und Ni-
veaus. 

Als Fazit wurde zusammengefasst, dass Bildung Platz 
und Raum benötigt. Zum anderen ist für ein gesundes 
Altern nicht nur körperliche Mobilität, sondern auch 
geistige Mobilität mit intellektuellen Herausforderun-
gen nötig. 
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Pflege in der Unterstützung durch die Kommune, 
niedrigschwellige Angebote
Karl-Friedrich Schmerer
Geschäftsführer der Heim gemeinnützige GmbH für medizinische Betreuung, 
Senioren und Behinderte Chemnitz

Wohnen im Alter für Senioren

Ziel: Erhalt und Förderung der Selbstständigkeit

Mögliche Wohnformen:

	 eigene Wohnung
	 Wohnen bei Angehörigen
	 betreutes Wohnen
	 Senioren WGs
	 stationäre Pflegeheime

Weitere Einrichtungen des Wohnens bzw. zur stunden-
weisen Betreuung:

	 Kurzzeitpflege
	 Tagespflege
	 ggf. Nachtpflege

Faktoren zur Unterstützung und Förderung der Selbst-
ständigkeit:

	 Nutzung der Leistungsansprüche aus dem SGB V und 
XI (insbesondere zusätzliche Betreuungs- und Ent-
lastungsleistungen, Tagespflege und Verhinderungs-
pflege)

	 Inanspruchnahme von Haushaltsservice bzw. Unter-
stützung bei Einkauf etc.

	 Nutzung moderner Technologien (Ambient Assisted 
Living)

	 Einbeziehung von Unterstützungsnetzwerken (Mehr-
generationenhäuser, Begegnungsstätten, Alltagsbe-
gleitern, Nachbarschaftshelfern etc.)

	 guter Kontakt und Unterstützung durch Angehörige

Fazit: 

	 Kombination der Leistungen ist sinnvoll
	 frühzeitige Information schafft Handlungssicherheit 

im Ernstfall
	 soziale Isolation fördert den Eintritt von Pflegebe-

dürftigkeit

	 gute Betreuung und Unterstützung ist wichtig in Be-
zug auf Prävention bzw. Verlangsamung der Zunah-
me von Pflegebedürftigkeit

Angebote und Entwicklung der Heim gGmbH 
Chemnitz

Zusätzlich zur stationären Pflege nach SGB XI wurde(n) 
seit 1995:

	 das erste Betreute Wohnen in Chemnitz eröffnet
	 die ambulante Versorgung von Senioren auf- und 

ausgebaut
	 die erste Tagespflege in Chemnitz eröffnet (heute  

fünf Einrichtungen in Chemnitz und eine in Grimma)
	 mehr als 100 Wohnungen für Senioren in Chemnitz 

und Zschopau geschaffen
	 mehr als 500 Kunden im Bereich des Haushaltsservice 

regelmäßig betreut
	 die Betreuung einer Demenzwohngruppe organisiert
	 ein Pflegeheim für ältere Menschen mit Behinderung 

eröffnet.

Ziel hierbei war und ist immer, die Selbstständig-
keit der Betroffenen zu fördern und zu erhalten.
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Ina Mühleisen 
Pflegedienstleitung Naumburger Pflegedienst

Pflege und Lebensperspektive

Thematik der zehn Teilnehmenden am Tisch war u. a.:

	 die Schaffung von gebündelten Angeboten der am-
bulanten, teilstationären und stationären Versorgung 

	 die Integration von gebündelten Angeboten und An-
geboten einer multiprofessionellen Versorgung in 
bestehende Quartiere und darüber hinaus die Zu-
sammenarbeit mit der Kommune und ansässigen 
Bauträgern und Trägern der Wohnungswirtschaft

	 bessere Zusammenarbeit zwischen Medizin und Pfle-
ge im ambulanten Bereich

	 die Problematik der Schaffung von Begegnungsstät-
ten und in diesem Zusammenhang von Betreuungs- 
und Beschäftigungsangeboten im ländlichen Raum 

	 Altersbilder jetzt und in Zukunft (bspw. Best Agers) 

Die Zahl und der Anteil der Menschen, bei denen Pfle-
gebedürftigkeit nach SGB XI festgestellt wurde, sind in 
Deutschland in den vergangenen Jahren deutlich gestie-
gen.  

	 im Jahr 2009 standen wir insgesamt 2,34 Millionen 
Pflegebedürftigen gegenüber

	 im Jahr 2013 waren es schon insgesamt 2,6 Millio-
nen Pflegebedürftige (Quelle: Statistisches Bundes-
amt, Pflegestatistiken)

Um die Bedürfnisse der alternden Bevölkerung zu erfül-
len und den steigenden Hilfe- und Unterstützungsbe-
darf aufgrund des demografischen Wandels bewältigen 
zu können, müssen Strukturen vor Ort weiterentwi-
ckelt werden.
Eine Vielzahl von Konzepten beschäftigte sich in den 
letzten Jahren mit dieser Thematik (teilstationäre Ange-
bote wie Kurzzeitpflege und Tagespflegeeinrichtungen 
sowie Nachtpflege). Weiterhin ist es angedacht, ambu-
lante Angebote zu bündeln: etwa in multiprofessionel-
len Gesundheits- und Pflegeinrichtungen, also als am-
bulanter Pflegedienst das Angebot zu erweitern auf 
o. g. teilstationäre Konzepte. 
Wenn man einen Schritt weitergeht, kann man sich in 
diesem Zusammenhang mit quartiersnahen Pflege- und 
Betreuungsangeboten beschäftigen.

Ziele der Quartiersentwicklung sind:

1)	wertschätzendes gesellschaftliches Umfeld
	 gemeinsame Identität aller BürgerInnen stärken –

„Wir-Gefühl“ 
2)	tragende soziale Infrastrukturen 

	 Aufbau, Pflege und Weiterentwicklung von Sozial-
beziehungen im Quartier (Nachbarschaftsarbeit)

3)	generationsgerechte räumliche Infrastruktur
	 barrierefreie öffentliche Räume und Gebäude
	 Erholungs- und Freizeitmöglichkeiten im nächsten 

Umfeld (z. B. Grünflächen, Sitzbänke oder genera-
tionsübergreifende Spielplätze)

	 Begegnungsräume, z. B. in Form von Bürgertreff-
punkten oder -cafés 

	 nahegelegene Bushaltestellen 
4)	bedarfsgerechte Wohnangebote

	 z. B. spezielle Wohnformen für Menschen mit De-
menz 

5)	bedarfsgerechte Dienstleistungen und Angebote ver-
fügbar machen
	 in den Bereichen: Betreuung und Pflege, Soziales 

und Kultur, haushaltsnahe Dienstleistungen, Mo-
bilitätsangebote wie z. B. Fahrdienste

6)	wohnortnahe Beratung und Begleitung
	 eine Anlaufstelle im Quartier, wo sich BürgerInnen 

Informationen, Beratung und Unterstützung holen 
können 

Zusammenfassend lässt sich zur Diskussion am Themen-
tisch feststellen, dass einige Teilnehmer bereits Struktu-
ren der multiprofessionellen Pflege und Betreuung eta-
bliert haben und andere sich im Versuch des Aufbaus 
solcher Angebote befinden. Tendenziell lässt sich eine 
positive Entwicklung dahingehend feststellen, den de-
mografischen Wandel bedürfnis- und bedarfsgerecht zu 
gestalten sowie den Wünschen der alternden Bevölke-
rung zu begegnen.
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Hospiz- und Palliativversorgung

Cornelia Lorenz
Leiterin Ambulante Dienste, Gemeinnütziges Wohn- und Pflegezentrum Annaberg-Buchholz GmbH (WPA)
unterstützt  durch 
Martina Welter
Koordinatorin Palliativversorgung, Gemeinnütziges Wohn- und Pflegezentrum Annaberg-Buchholz 
GmbH (WPA)

1. Was machen wir bereits? 

Begonnen wurde die Runde mit einer kurzen Vorstel-
lung unserer Person und unserer Tätigkeit im Wohn- 
und Pflegezentrum Annaberg-Buchholz (WPA). Es er-
folgte die Frage nach einem Kontakt der Teilnehmer mit 
einer stattgehabten palliativen Situation in ihrem unmit-
telbaren Umfeld.

Erarbeitet wurden die bereits vorhandenen Kapazitäten. 
Es wurde von der persönlichen Erfahrung der Teilneh-
mer mit dem Brückenteam, mit Krankenhäusern und 
der Versorgung in Altenheimen berichtet. Zur Sprache 
kam immer wieder, dass es zu wenige Anlaufpunkte 
gäbe, Ärzte aufgrund ihres engen zeitlichen Budgets in 
solch existenziellen Grenzsituationen oft schnell über-
fordert wären und dass die zu betreuenden Patienten 
im Hinblick auf den weiteren Weg eine oftmals gro-
ße Unsicherheit verspüren. Der Wunsch nach mensch-
licher Zuwendung, nach Berücksichtigung der Bedarfe 
und Bedürfnisse in so einer Situation und die Frage nach 
dem geeigneten Ort für das letzte Stück Lebensweg war 
ein großer Diskussionspunkt und nahm einen großen 
Teil des zeitlichen Budgets ein.

2. Was brauchen wir zukünftig?

Einig waren sich alle Beteiligten darüber, dass es auch in 
Zukunft in unserer Gesellschaft ein sehr präsentes aber 
auch brisantes Thema sein wird. Der Wunsch nach mehr 
Palliativstationen in Kliniken, vor allen Dingen auch nach 
Palliativbereichen in Senioreneinrichtungen, nach mehr 
Transparenz der bereits angebotenen Palliativleistungen 
und nach einer guten Ausbildung für Pflegende und 
Ärzte im Bereich Palliativmedizin prägte die Diskussi-
onsrunde. Man wünschte sich auch mehr Zusammenar-
beit der an der Pflege Schwerstkranker und Sterbender 
beteiligten Professionen. Der Netzwerkausbau sei un-
bedingt weiter und engmaschiger voranzutreiben (sie-
he Hausärzte, SAPV Team (SAPV = spezialisierte ambu-
lante Palliativversorgung), ehrenamtliche Hospizvereine, 

Kliniken etc.). Wir brauchen wieder mehr das Besinnen 
auf den Menschen in seiner Ganzheitlichkeit und nicht 
das Betrachten auf losgelöste einzelne Bereiche des Le-
bensumfeldes.

Wir brauchen mehr Wahrnehmung der Bedeutung  und 
der Stellung der Krankenpflege seitens der Politik – die 
Anerkennung der auf diesem Bereich geleisteten Arbeit 
muss erhöht werden. Die Teilnehmer wünschten sich 
mehr Pflegepersonal und mehr Palliativärzte in den je-
weiligen Einrichtungen. Dies würde nämlich den zeitli-
chen und therapeutischen Rahmen für eine gute Ster-
bebegleitung sowie die fachliche Begleitung in Kliniken 
und Seniorenpflegeeinrichtungen um ein wesentliches 
Stück verbessern. Es wurde auch die Frage nach einer 
besseren Integration der Palliativausbildung für Pflege-
personal und Ärzte in ihre Ausbildungszeit bearbeitet.

Insgesamt war die für die Bearbeitung dieser Frage die 
zur Verfügung stehende Zeit einfach zu kurz.
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3. Mögliche erste Schritte?

	 Einen weiteren, sehr raschen Aufbau der Netzwerk-
arbeit der Palliativbetreuung sowie die weitere Inte-
gration des Hospizgedankens in unsere Gesellschaft. 
Dabei sollten vor allen Dingen die ehrenamtlichen 
Hospizvereine intensiver in die Begleitung eingebun-
den werden.

	 Ein weiteres Erschaffen rechtlicher Grundlagen für die 
Entstehung von SAPV-Teams und deren Handlungs-
spielräume, vor allen Dingen im ländlichen Raum – 
ein SAPV-Team sollte nicht für ein zu großes Gebiet 
zuständig sein, vor allem auf dem Land (siehe zu lan-
ge Anfahrtswege, z. B. auch unter Berücksichtigung 
der schlechten Jahreszeit).

	 Integration der Palliativmedizinausbildung in das Me-
dizinstudium sowie die palliativpflegerische Ausbil-
dung in die Krankenpflegeausbildung.

	 Erschaffung der Möglichkeiten seitens der Gesetzge-
ber, in Senioren- und Altenpflegeeinrichtungen „Pal-
liativstationen“ zu errichten, da auch immer mehr 
jüngere Menschen in solchen Einrichtungen ihr letz-
tes Stück Lebensweg gehen müssen (aufgrund der 
Zunahme von schweren Erkrankungen und der be-
grenzten Anzahl von zur Verfügung stehenden Hos-
pizplätzen …).

	 Verbesserung und oftmals auch erst Schaffung der 
Kommunikation aller an der Pflege und Betreuung 
beteiligter Professionen, als „Profession“ sind hier 
auch die Angehörigen zu verstehen.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass bei dieser 
Diskussionsrunde sehr viele persönliche Erlebnisse und 
Erfahrungen die Basis für unser gemeinsames Gespräch 
waren. Die Beteiligten wünschten sich einstimmig einen 
sehr raschen Ausbau der Palliativangebote, eine höhere 
Wertschätzung des Pflegepersonals und der Ärzte (z. B. 
durch eine angemessene Bezahlung vor allen Dingen im 
Pflegesektor). 

Der Wunsch nach Sicherheit und respektablem Umgang 
miteinander war immer wieder Grundtenor des Gesprä-
ches, ebenso aber auch die Angst vor „dem Abgescho-
ben werden“ in der Phase des letzten Lebensabschnit-
tes. Der Wunsch nach Beständigkeit und einem relativ 
lange selbstbestimmten Handeln ist groß!



24 |

World Café – Thementisch 6

Gesundheitliche Versorgung, Gesundheitsförderung & Prävention

Christiana Tröger
Seniorenvertretung Zwickau
Autor: Denis Spatzier
Sächsische Landesvereinigung für Gesundheitsförderung e. V.

Wie kann in Sachsen eine gute gesundheitliche Versor-
gung und Gesundheitsförderung gewährleistet werden? 
Welche Ansätze und Konzepte gibt es in den einzelnen 
Kommunen und Landkreisen und wo besteht zukünftig 
Handlungsbedarf? Mit diesen Fragen beschäftigten sich 
die Teilnehmenden an diesem Thementisch.

Im Zuge des demografischen Wandels steht der Frei-
staat Sachsen vor großen Herausforderungen. Im Jahr 
2030 werden hierzulande – so ein Szenario der Bertels-
mann-Stiftung – ca. 240.000 Einwohner1 weniger le-
ben. Während die großen Städte wie Dresden und Leip-
zig wachsen, schrumpft die Bevölkerung im ländlichen 
Raum. Dem gegenüber steht eine steigende Zahl pfle-
gebedürftiger Menschen, die im Jahr 2030 auf rund 
192.000 prognostiziert wird2. Das entspricht einer Zu-
nahme gegenüber dem Jahr 2009 von rund 46 Prozent. 
Um trotz dieser Entwicklungen eine adäquate, flächen-
deckende und wohnortnahe Versorgung zu gewährleis-
ten, bedarf es einer Anpassung und Verbesserung der 
Rahmenbedingungen. Mit dem Versorgungsstruktur- 
und Versorgungsstärkungsgesetz wurden auf Bundes-
ebene bereits gesetzliche Regelungen getroffen, um die 
zu erwartenden Versorgungslücken zu schließen. Zu-
dem enthält das vom Bundestag verabschiedete Präven-
tionsgesetz einen Auftrag für die Soziale Pflegeversiche-
rung. So sollen künftig auch Menschen in stationären 
Pflegeeinrichtungen mit gesundheitsfördernden Ange-
boten erreicht werden.

Was haben wir?
Ein Blick auf die Beispielansätze und -konzepte, die am 
Tisch zusammengetragen wurden, zeigt, dass es sowohl 
im Bereich der gesundheitlichen Versorgung als auch in 
der Gesundheitsförderung zahlreiche Programme, Netz-
werke und Institutionen gibt, die sich in den Themen-
feldern engagieren und Lösungen erarbeiten. So haben 

sich in Sachsen neben Ärztenetzwerken (z. B. Ärzte-
netz Leipzig) viele koordinierte Pflege- und Geriatri-
sche Netzwerke etabliert (z. B. Pflegenetz Sachsen, Pfle-
genetz Dresden, GeriNet Leipzig, GerN Radeburg). Im 
Bereich der kommunalen Gesundheitsförderung wur-
den das europäische Gesunde-Städte-Projekt der WHO 
(Dresden) und das deutsche Gesunde Städte-Netzwerk 
(Mitglieder Dresden, Chemnitz, Crimmitschau und Leip-
zig) geschaffen. Als ein Beispiel koordinierter medizini-
scher Versorgung brachte eine Teilnehmerin die Medi-
zinischen Versorgungszentren ein. Hingewiesen wurde 
außerdem auf den vom Seniorenbeirat und Pflegenetz-
werk Dresden in Kooperation erarbeiteten Pflegeüber-
leitungsbogen, der die Übergänge von stationärer und 
ambulanter Versorgung und Pflege verbessert.

Was brauchen wir?
Neben dem Wunsch, für entsprechende Rahmenbedin-
gungen und Strukturen zu sorgen, wurden vor allem Be-
darfe hinsichtlich eines koordinierten Vorgehens und ei-

1 	Bertelsmann Stiftung „Wegweiser Kommune“: Bevölkerungsprognose Sachsen; 
	 https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Presse/imported/downloads/Bevoelkerungsprognose_Sachsen.pdf;
	 letzter Zugriff 14.09.2015.
2	 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB): IAB-Regional 2/2012; Berichte und Analysen aus dem Regionalen Forschungsnetz;  
	 Der zukünftige Bedarf an Pflegearbeitskräften in Sachsen Modellrechnungen auf Kreisebene bis zum Jahr 2030; 
	 http://doku.iab.de/regional/s/2012/regional_s_0212.pdf; letzter Zugriff 14.09.2015.
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ner sozialräumlichen Orientierung bei den Angeboten 
geäußert. Außerdem sprach eine Teilnehmerin das En-
gagement der Leistungserbringer an (z. B. Ärztinnen und 
Ärzte). So braucht es Anreize für bestimmte Akteure, da-
mit diese in den Prozessen mitwirken. Neben der Etab-
lierung von präventiven Hausbesuchen durch Ärzte oder 
arztentlastende Dienste, vor allem im ländlichen Raum, 
sei auch die Sensibilisierung für die Aufgaben mithilfe ei-
ner zielgerichteten Öffentlichkeitsarbeit wichtig.

Erste Schritte

In erster Linie, so die eine Teilnehmerin, müssen die 
Kommunen ihren gesetzlichen Auftrag zur Daseinsvor-
sorge erfüllen. Möglichkeiten ergeben sich dabei mit 
der Umsetzung des Versorgungsstärkungsgesetzes. Es 
sollte zudem die Bildung von (Pflege)Netzwerken wei-
ter gefördert sowie Institutionen und Organisationen 
(z. B. Mehrgenerationenhäuser) mit dem Ziel verbindli-
cher Kooperationen auf kommunaler und Länderebene 
geöffnet werden.

Fazit und Kernbotschaft

Die Teilnehmenden waren sich einig, dass es für Sach-
sen wichtig wäre, ein „positives und ressourcenorien-
tiertes Altersbild“ zu entwickeln und die Versorgung 
und Gesundheitsförderung daran auszurichten. Denn: 
Gesundheitliche Versorgung und Gesundheitsförderung 
haben gemeinsame Ziele: 

1.	ein selbstbestimmtes Leben und Teilhabe der älteren 
Menschen zu ermöglichen

2.	barrierearme, niedrigschwellige, soziallagensensible 
und wohnortnahe Angebote zu schaffen

3.	integrierte, sozialraumorientierte Strategien für Stadt 
und Land zu entwickeln

4.	familiäres und zivilgesellschaftliches Engagement zu 
fördern und wertzuschätzen

Die Teilnehmenden des Thementisches „gesundheitli-
che Versorgung, Gesundheitsförderung und Präventi-
on“ kamen aus den Bereichen kommunalpolitische und 
allgemeine Seniorenarbeit, geriatrische Versorgung und 
Gesundheitsberatung. 
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Soziale und politische Teilhabe, Ehrenamt

Heidemarie Fischer
Seniorenvertretung Löbau/Zittau
Autorin: Silke Meyer
Sächsische Landesvereinigung für Gesundheitsförderung e. V.

Die sieben Teilnehmerinnen und Teilnehmer kamen aus 
unterschiedlichen Regionen Sachsens (Pirna/Landkreis 
Sächsische Schweiz-Osterzgebirge, Dresden, Landkreis 
Görlitz, Kamenz/Landkreis Bautzen) und sind durchweg 
mit großem Engagement ehrenamtlich tätig. Einige der 
Tischgäste waren bereits während ihrer Berufstätigkeit 
in Interessensverbänden aktiv und führen ihr Engage-
ment in neuen Kontexten fort.

Was machen wir bereits?

Landesweite und regionale Aktivitäten wurden beispiel-
haft zusammengetragen:

	 Krankenhaus- und Geburtstagsbesuche 
	 Seniorenvertretung (regional, landesweit)
	 Mitarbeit in Arbeitsgruppen (AG Wohnen) 
	 Erstellung von Informationsmaterial (Seniorenratge-

ber)
	 Nachbarschafthilfe über die Kirchengemeinde
	 Koordinierung und Organisation von Veranstaltun-

gen und Festen

Was brauchen wir zukünftig? 

Die Teilnehmenden betonten, wie wichtig Anerkennung 
und Wertschätzung für die Motivation für ein ehren-
amtliches Engagement sind.

Es fehlt Nachwuchs für das Ehrenamt und manche Po-
sitionen und Tätigkeiten können personell nicht gefüllt 
werden. Hinderlich für die Gewinnung von Ehrenamtli-
chen sind u. a. komplizierte Förderprogramme, die für 
die Erstattung von Unkosten ein sehr aufwendiges Ver-
fahren vorsehen. 

Eine verstärkte Förderung des ländlichen Raumes ist 
nach Einschätzung der Teilnehmer ebenfalls dringend 
erforderlich. So sind ärztliche Versorgung vor Ort, das 
lokale Angebot an Dingen des täglichen Bedarfs und 
die Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr für Se-
niorinnen und Senioren im ländlichen Raum existenziell. 
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Nicht zuletzt ist eine bessere politische Unterstützung 
notwendig. Dies kann über die Stärkung von Mitwir-
kungsmöglichkeiten für Seniorinnen und Senioren er-
folgen. Eine Änderung der Kommunalordnung über das 
„Mitwirkungsgesetz“ würde die Anhörung von Senio-
rinnen und Senioren als Pflicht festschreiben und eine 
Beteiligung in Entscheidungsprozessen gewährleisten.

Mögliche erste Schritte

Um Nachwuchs für das Ehrenamt zu gewinnen, würde 
sich eine unkomplizierte Aufwandsentschädigung posi-
tiv auswirken wie z. B. die Erstattung von Fahrtkosten 
bei Besuchsdiensten. Auch die kostenfreie Nutzung des 
ÖPNV bei ehrenamtlichem Engagement wäre eine Form 
der Aufwandsentschädigung und symbolisiert darüber 
hinaus Wertschätzung für die Tätigkeit. 

Bewährte Kräfte aus MAE-Maßnahmen (MAE = Mehr-
aufwandsentschädigung) können perspektivisch besser 
für eine ehrenamtliche Mitarbeit gewonnen werden, 
wenn es Möglichkeiten der Entfristung von MAEs gäbe 
und bei der Personalauswahl die Verbände Mitsprache-
möglichkeit hätten. So könnten mögliche „Kandida-
ten“ besser eingebunden werden.

Insgesamt ist die Stärkung der gesellschaftlichen Rolle 
der Seniorinnen und Senioren eine große Herausforde-
rung. Dies kann nur auf mehreren Ebenen gleichzeitig 
geschehen, wie z. B. über eine verstärkte positive Medi-
enpräsenz. 

Ein großer Schritt für mehr Teilhabe ist letztendlich auch 
eine politische Entscheidung, so wäre das erwähnte 
„Mitwirkungsgesetz“ ein Meilenstein für politische und 
gesellschaftliche Teilhabe von Seniorinnen und Senioren 
im Freistaat Sachsen.

Zusammenfassung von Heidemarie Fischer

Diskutiert wurde, wie wir den schrumpfenden Einwoh-
nerzahlen und dem steigenden Altersdurchschnitt be-
gegnen können. 

Deshalb stand in unserem Gespräch die Frage, wie ist 
die „Altersfreundlichkeit“ zu erreichen, im Mittelpunkt. 
Das bedeutete für die Gesprächsteilnehmer, entspre-
chende Maßnahmen für alle Lebensalter zu planen und 
jetzt mit dem Handeln zu beginnen. Daraus leiteten wir 
die Anerkennung und Stärkung des Ehrenamtes ab, 
denn diese Menschen sind es, die Ideen umsetzen. 

Einen wesentlichen Inhalt sahen wir im Miteinander der 
Generationen. Hierbei sollte das Wohnumfeld betrach-
tet und stärker die individuellen Bedürfnisse berücksich-
tigt werden.
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Sehr geehrte Damen und Herren,

es ist mir eine große Ehre, hier über ein Projekt der 
Volkssolidarität Dresden sprechen zu können. Dieses 
Projekt wird von mir seit nunmehr drei Jahren erfolg-
reich geleitet. Mein Name ist Jürgen Scholtyssek und ich 
bin 77 Jahre alt.
Unser Projekt „Seniorengemeinschaftsgarten der Volks-
solidarität Dresden“ befindet sich in der Kleingartenan-
lage „Alte Elbe“ e. V. in Dresden-Blasewitz/Tolkewitz. 
Der Seniorengemeinschaftsgarten ist 200 qm groß und 
hat ein Gewächshaus, eine Laube, ein Hochbeet, Bäu-
me und eine Kräuterspirale.
Der wichtigste Gedanke bei der Schaffung des Seni-
orengemeinschaftsgartens war, den Mitgliedern der 
Volkssolidarität, den Bewohnern in der Nähe der Klein-
gartenanlage und Senioren, die einen großen Garten 
nicht mehr bewältigen können, die Möglichkeit zu bie-
ten, an frischer Luft das Wachsen und Werden der Na-
tur immer wieder anschaulich vor Augen zu führen, sie 
zu animieren selbst tätig zu werden, ebenso wie jeder 
kann und will. Senioren wollen gern tätig sein. Aufgabe 
der Politik und der Kommune wäre es ja eigentlich, da-
für die Gelegenheiten zu schaffen. Aber wie immer, das 
Ehrenamt macht das schon.
In unserem Seniorengemeinschaftsgarten bekommt je-
der, der es will, ein kleines Beet, auf dem er anbauen 
kann, was er will. Wer kein Beet möchte, arbeitet so mit, 
wie er es möchte. So hat ein Senior die Laube renoviert, 
eine Seniorin die Gestelle gestrichen, eine andere Seni-
orin kümmert sich um die Blumen und Sträucher usw. 
Wir konnten auch einen Gartenfreund gewinnen, der 
25 Jahre als Gartenfachberater tätig war. Er hilft durch 
seinen Rat und spürt, er wird gebraucht und ich denke, 
das ist besonders wichtig.
Unser Garten ist immer offen, es gibt Bänke, wo sich je-
der hinsetzen kann. Das ist notwendig, da immer einige 
Senioren in der Kleingartenanlage spazieren gehen und 
bei uns gern eine Pause machen.
Selbstverständlich geben wir uns gegenseitig Unterstüt-
zung und helfen uns jederzeit bei Urlaub und Krankheit. 
Natürlich haben wir auch Gemeinschaftsflächen, die 

gepflegt und gehegt wer-
den. Auch dazu haben wir 
Gärtnerinnen, die fleißig 
die Blumen pflegen, neue 
Pflanzen besorgen und sie 
auch über den Winter brin-
gen.
Einmal im Monat treffen sich alle 
Gärtner und Gärtnerinnen zum gemeinsamen Aus-
tausch. Dabei geht es um den Garten, aber auch was 
wir gemeinsam machen wollen. So hatten wir, die Mit-
glieder der Volkssolidarität Dresden, die Gartenfreunde 
und Gäste am 20. August 2015 zu einer kleinen Plaude-
rei über Kräuter eingeladen. Jeder konnte kommen und 
mitmachen und es kamen 25 Personen. Eine Seniorin, 
sie wird oft Kräuterfrau genannt, sprach über die Ver-
wendung und Konservierung von Gartenkräutern. Sie 
war erst sehr aufgeregt, hatte sich aber sehr gründlich 
vorbereitet und so wurde die Veranstaltung ein hervor-
ragender Erfolg, den sie nun im nächsten Frühjahr wie-
derholen möchte. Sie spürt, sie wird gebraucht und das 
macht sie glücklich.
Andere Seniorinnen hatten Kräuter in Flaschen, also 
Kräuteröle oder Essenzen vorbereitet, Kräuter getrock-
net und auch ein Schnäpschen fehlte nicht. Alles wurde 
verkauft und unsere Gärtnerinnen waren stolz auf ihre 
Arbeit. Anschließend gab es selbstgebackenen Kuchen 
und Kräutertee. Dabei wurde munter geplaudert und 
Erfahrungen ausgetauscht. Alle wollen wiederkommen.
Seit zwei Jahren haben wir auch die Kinder aus einer na-
hegelegenen Kindertagesstätte zu Gast. Sie haben ein 
eigenes Beet, auf dem sie Gemüse und Gewürze ange-
baut haben. Groß war die Freude, als die erste Ernte ein-
gebracht wurde. Die Kinder hatten selbst erlebt, Gemü-
se gibt es nicht nur im Supermarkt, sondern man kann 
beobachten, wie aus einem Samenkorn ein Kohlrabi 
oder aus einer Kartoffel mehrere Kartoffeln werden.
Wir haben uns das Motto vom Gärtner Pöschke: „Der 
kürzeste Weg zur Gesundheit ist der Weg in den Gar-
ten“ zunutze gemacht. Wer sich einmal überwunden 

Berichte dreier Referenten von Praxisbeispielen zum Thema 
„Eigen- und Mitverantwortung der Senioren für Lebensqualität – 
vom Reden zum Tun“

1. Der kürzeste Weg zur Gesundheit ist der Weg in den Garten

Jürgen Scholtyssek
Volkssolidarität Dresden
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hat und mitmacht, der weiß auch, dass der Garten Pfle-
ge braucht. So gehen unsere elf Mitglieder fast täglich 
in den Garten, gießen und hacken, treffen andere Mit-
gärtner und sprechen mit vielen Gartenfreunden auch 
außerhalb des Seniorengemeinschaftsgartens. Das alles 
ist mit Bewegung an der frischen Luft, mit körperlichen 
und geistigen Anforderungen verbunden und trägt zur 
Stabilisierung der eigenen Gesundheit bei.
Unsere Form des gemeinsamen Gärtnerns von Senio-
ren hat auch in der Stadt Dresden große Anerkennung 
gefunden und wir haben einige Spenden erhalten, die 
wir zielgerichtet im Garten eingesetzt haben. Dafür sind 
wir allen Spendern sehr dankbar. Das Projekt wurde auf 
dem Kleingärtnertag in Dresden, 2 x auf der Messe Vita-
Grande und in mehreren Zeitungen vorgestellt.
Ich bin davon überzeugt, dass sich in vielen Kleingar-
tenanlagen gleiche oder ähnliche Projekte durchsetzen 
lassen, aber es muss sich ein ehrenamtlicher Projektlei-
ter finden. 
Auch für uns war es nicht immer einfach. Wir haben ei-
nen Garten übernommen, der sechs Jahre nicht bewirt-
schaftet wurde. Um daraus einen Garten zu machen, 
musste schwere Technik eingesetzt werden. Es gab ei-
nige besondere Anforderungen im Sanitärbereich und 

auch bei der Elektrik. Wichtig war auch, dass die Wege 
behindertengerecht und breit genug angelegt wurden. 
Viele Gartenfreunde aus unserem Kleingartenverein hal-
fen uns. Dadurch entstand viel gegenseitiges Verständ-
nis mit den alten Gartenfreunden und uns wurden Hil-
fe, aber auch Pflanzen u. a. angeboten. So wurde der 
Seniorengemeinschaftsgarten schnell in die Gemein-
schaft der Kleingärtner aufgenommen. Heute können 
wir immer mit Rat und Tat der übrigen Gartenfreunde 
rechnen. Damit führte das Projekt auch zu einem neuen 
Denken in einer alten Kleingartensparte.
Die wichtigste Lehre aus dem Projekt ist jedoch: Ver-
traue auch den Älteren. Sie haben viele Fähigkeiten und 
wollen sich einbringen, wenn man ihnen die Gelegen-
heit dazu gibt. Senioren können keine Bäume mehr aus-
reißen, aber sie können sagen, wie es geht. Und gerade 
das ist für die heutige Gesellschaft wichtig.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Kontakt Seniorengemeinschaftsgarten
Löwenhainer Str. 30, 01279 Dresden
Telefon: 0351 / 25 91 757
E-Mail:   juergen.scholtyssek@t-online.de

2. Helfende Hände bilden ein starkes Netz

Christiana Tröger
Seniorenvertretung Zwickau

Die Seniorenvertretung Zwickau als Interessenvertreter 
der älteren Menschen der Stadt arbeitet laut Satzung 
ehrenamtlich, überparteilich und konfessionell unab-
hängig mit allen in der Seniorenarbeit Tätigen zusam-
men. 
Kommunale Problemstellungen der Bürger ab 50 wer-
den aufgenommen, aufgearbeitet und an die entspre-
chenden Ämter und Institutionen weitergeleitet. Ziel ist 
es, gemeinsam Lösungen zur weiteren Verbesserung 
der Lebensbedingungen der älteren Bürger zu generie-
ren. Die Arbeit erfolgt dabei in sechs thematisch aufge-
stellten Arbeitsgruppen.
Seit April 2015 gibt es eine Arbeitsgruppe, die sich ins-
besondere mit den vielfältigen Gesundheitsthemen be-
fasst. Titel: Vernetzende soziale und medizinische Absi-
cherung für hilfebedürftige Bürger der Stadt Zwickau.
Teilnehmer der Arbeitsgruppe sind Ärzte im Ruhestand, 
Vertreter ambulanter und stationärer Pflegedienste, 
Krankenhaus, AOK PLUS, Hospizdienst, Sanitätshaus, 
d. h. die AG ist fachlich kompetent breit aufgestellt. Als 
beratendes Mitglied fungiert die Chefärztin der Geria-

trischen Klinik des HBK. 
Als Leiterin der AG kann 
ich mein Wissen aus mei-
ner langjährigen AOK-
Berufszeit sehr gut ein-
bringen. In unserer ersten 
Sitzung wurden die Arbeits-
themen gemeinsam abgestimmt.

Ziele: 

1.	Befragung der Zwickauer Bürger insbesondere zur 
ambulanten und stationären Versorgung, der Pflege-
situation und der Einschätzung der individuellen Ge-
sundheitssituation.

2.	Erarbeitung von Checklisten zum individuellen Um-
gang mit besonderen/neuen Lebenssituationen u. a.:

	 	 Vorbereitung Arztgespräch
	 	 Checkliste Krankenhausaufenthalt/Rehaaufenthalt
	 	 Checkliste Pflege



30 |

3.	Initiierung sektorenübergreifender Optimierung der 
medizinisch und pflegerischen Versorgung und prä-
ventiver Themen – kleinräumige Koordinierung und 
Vernetzung der Akteure im Gesundheitswesen.

4.	Öffentlichkeitsarbeit insbesondere zu gesundheits-
fördernden Themen.

Aktueller Stand:

Zur Zeit sind drei Studentinnen der Westsächsischen 
Hochschule Zwickau (WHS) für drei Monate im Rahmen 
ihres Studiums „Pflegemanagement“ in der Senioren-
vertretung tätig. Gemeinsam mit einem Arzt im Ruhe-
stand, betreue ich die Studenten, die vorrangig für un-
sere AG aktiv sind.
Die von der AG erarbeiteten Themenkomplexe, wie all-
gemeine Gesundheitsfragen, ambulante und stationäre 
Betreuung und Pflege wurden als Interviewfragen mit 
Unterstützung von Frau Prof. Rosenbaum (WHZ) formu-
liert, die repräsentative Stichprobe wurde ermittelt.
Gespräche mit Partnern zur organisierten Mitunterstüt-

zung der Befragung laufen, d. h. Ärzte, Apotheken, 
Physiotherapie, Diakonie, Betreutes Wohnen, KISS u. a. 
werden mit einbezogen.
Ziel ist es, 500 Zwickauer Bürger und Bürgerinnen zu 
befragen, um basierend auf den individuellen Meinun-
gen und Einschätzungen die Verbesserungswünsche zu 
kennen und tragfähige Konzepte auf kommunaler Ebe-
ne weiterzuentwickeln.
Für uns ist es auch interessant zu wissen, welcher Infor-
mationsbedarf zu o. g. Themenkomplexen besteht, um 
künftig mit den entsprechenden Partnern zielgerichtet 
und bürgernah Veranstaltungen durchzuführen.

Die Befragung wird – nach einer Testung im Rahmen ei-
ner Veranstaltung des Vereins 50 Plus – bis Anfang De-
zember 2015 durchgeführt und das Ergebnis soll in Ab-
stimmung mit der WHZ Anfang Februar 2016 vorliegen.
Uns ist als AG bewusst, dass auch mit ehrenamtlichem 
Engagement im Gesundheitssektor einiges bewegt wer-
den kann und muss, jedoch ohne kommunale Unter-
stützung bzw. Unterstützung interessierter Sponsoren 
der mögliche Aktionsradius sehr begrenzt ist.

In der heutigen Veranstaltung wurde bekannt,

dass viele sich engagieren in unserem Land.

Wir hoffen, dass dies kann so weitergehen

damit für alle wird das Leben schön.

Drum lasst uns gemeinsam für alle was tun

und dass keiner beginnt sich auszuruh‘n.

3. Vom Reden zum Tun im Ehrenamt

Gedicht von Ingrid Jilg
Seniorenvertretung Landkreis Görlitz

In ihrem Gedicht betonte Frau Jilg, welchen hohen Stel-
lenwert die Arbeit der Ehrenamtlichen hat. Kritisch be-
leuchtete sie sowohl die Zweiklassengesellschaft in 
Deutschland als auch neue Herausforderungen, die sich 

durch den Zuzug von 
Flüchtlingen in unser 
Land ergeben.
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